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Was geschieht mit Bauschutt aus dem Straßen- und Wegebau? 
 
Anfrage der Abgeordneten Ralph Saxe, Dr. Henrike Müller und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie wird in Bremen und Bremerhaven mit Straßen- und Wegeaufbruch verfahren? 
 
2. Wie gedenkt der Senat die Recyclingquote für mineralische Bauabfälle aus dem 
Straßen- und Wegebau im Land Bremen signifikant zu erhöhen, um eine 
nachhaltigere Kreislaufwirtschaft im Bausektor zu fördern? 
 
3. Welche Maßnahmen plant der Senat, um bundesweit einheitliche Regelungen für 
die Einstufung und Behandlung von schadstoffhaltigem Straßen- und Wegeaufbruch 
durchzusetzen? 
 
 
Zu Frage 1:  
Gemäß der Ersatzbaustoffverordnung und den Vorgaben der Senatorin für Umwelt, 
Klima und Wissenschaft sowie den anerkannten Regeln der Technik werden 
Ausbaustoffe im Straßenbau abfalltechnisch bewertet. Im Rahmen der Bauverträge 
gehen Ausbaustoffe in das Eigentum der Auftragnehmer über und werden im 
Rahmen der Bewertung wiederverwendet bzw. fachgerecht entsorgt. 
In der Regel wird im Bestand gebaut, dabei steht grundsätzlich ein schonender 
Umgang mit den Ressourcen im Fokus. Schichten, die unter Einhaltung der 
rechtlichen Vorschriften wiederverwendet werden können, werden gegebenenfalls 
aufbereitet und wieder eingebaut bzw. verbleiben im Baugrund, so dass Abfälle 
reduziert werden. 
In der Asphaltindustrie ist die Recyclingquote relativ hoch. Die Wiederverwertung von 
Asphalt wird auch in Bremen praktiziert. Dabei wird primär bei der Herstellung von 
Asphalten in den Mischwerken recycelt, indem Ausbauasphalt beigefügt wird, so 
dass in der Regel jeder gelieferte Asphalt zum Teil aus Ausbauasphalt besteht. 
 
Zu Frage 2:  
Der Senat setzt sich dafür ein, dass im Rahmen der Rechts- und Fachaufsicht bei 
Ausschreibungen von Straßen- und Wegebauten auch die Verwendung von 
Ersatzbaustoffen unter Berücksichtigung der dafür geltenden Vorschriften und 
umweltfachlichen Anforderungen beachtet werden. Weiterhin prüft der Senat, 
inwieweit für den Anwendungsbereich der Bremischen Landesbauordnung deren 
Regelungen auch künftig im Sinne der Kreislaufwirtschaft weiterentwickelt werden 
können.  
Das Projekt „Bündnis Kreislaufwirtschaft Bauwesen Metropolregion Nordwest“ führt 
außerdem seit 2023 die Belange einzelner Akteure zusammen und soll eine 
Kooperationsebene für die mittlerweile über 40 teilnehmenden Institutionen und 
Unternehmen aus Bremen und der Region schaffen. Das Projekt erarbeitet 
Kooperationsmodelle und sorgt für Wissenstransfer zur Erhöhung der Akzeptanz des 
Einsatzes von gebrauchten Bauteilen, Materialien und Sekundärbaustoffen. 
Außerdem werden rechtliche Fragestellungen bearbeitet, die sich mit den Ursachen 
der bisher nicht ausreichenden Anwendung der vorhandenen gesetzlichen Vorgaben 
zur Stärkung der Kreislaufwirtschaft, dem Thema Ende der Abfalleigenschaft, aber 
auch Fragestellungen im bauordnungsrechtlichen Bereich und dem Gewährleistungs- 
und Haftungsrecht beschäftigen. 
  



Zu Frage 3:  
Der Vollzug abfallrechtlicher Vorschriften ist Ländersache. Der Senat setzt sich in 
den Gremien der Bund-/Länderarbeitsgemeinschaft Abfall bereits für eine 
Harmonisierung der Einstufung von schadstoffhaltigem Straßen- und Wegeaufbruch 
ein. Eine einheitliche Behandlung ist allerdings nicht immer zielführend. Vielmehr 
geht es um eine hochwertige Verwertung, die regional unterschiedlich ausfallen 
kann. Ein erster Schritt zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für eine 
hochwertige Verwertung wurde mit der Übersendung des Strategiepapiers 
„Ausgestaltung weitergehender rechtlicher Regelungen zum Umgang mit 
teerhaltigem Straßenaufbruch“ an das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz unter dem Vorsitz Bremens der Bund-
/Länderarbeitsgemeinschaft Abfall initiiert. 


